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Entlastungspaket 27: Vernehmlassung 

Stellungnahme des Schweizerischen Verbandes für 
Weiterbildung SVEB 
 
Version vom 26. März 2025 

 
Sehr geehrte Frau Bundespräsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken für die Möglichkeit, uns im Rahmen der Vernehmlassung zum 
«Entlastungspaket 27» äussern zu dürfen. 
 
Der SVEB ist der gesamtschweizerische Dachverband der allgemeinen und beruflichen 
Weiterbildung. Wir engagieren uns für ein starkes, innovatives, professionelles und für 
alle zugängliches Weiterbildungssystem, das sich an den Bedürfnissen der 
Erwachsenen sowie von Gesellschaft, Wirtschaft und Politik orientiert.  
 
Der SVEB lehnt das vom Bundesrat vorgelegte Sparpaket ab. Die vorgeschlagenen 
Sparmassnahmen führen direkt und indirekt zu erheblichen volkswirtschaftlichen und 
sozialen Mehrkosten.  
 
In der vorliegenden Vernehmlassungsantwort fokussieren wir uns auf die Massnahmen, 
welche die Weiterbildung betreffen: 

- die Streichung der Unterstützung der Leistungen der Organisationen der 
Weiterbildung (zu denen auch der SVEB gehört) 

- die Streichung der Bundesgelder für die Förderung der Grundkompetenzen 
Erwachsener 

- die Kürzung des Bundesbeiträge für Projekte im Bereich der berufsorientierten 
Weiterbildung auf max. 50 Prozent 

- die Streichung der Fördergelder für die Weiterbildung im Bereich Bildung und 
Umwelt 

- die Kürzung der Gelder für internationale Mobilität und Kooperationsprojekte im 
Bereich der Weiterbildung 

- die Änderung des Subventionsgesetzes 
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1. Allgemeine Bemerkungen 

In der BFI-Botschaft 2025–2028, die erst im September 2024 vom Parlament 
verabschiedet wurde, hat der Bundesrat die Förderung der Weiterbildung als 
strategische Priorität festgelegt. Er stützt sich dabei unter anderem auf den 
umfassenden Bildungsbericht 2023 der vom Bund und den Kantonen getragenen 
Schweizerischen Koordinationsstelle für Bildungsforschung SKBF. Sämtliche relevanten 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen führen zu einem erhöhten 
Weiterbildungsbedarf. Zu nennen sind insbesondere der Fach- und 
Arbeitskräftemangel, die digitale Transformation (inkl. den Entwicklungen im Bereich 
der künstlichen Intelligenz) sowie die grüne Transformation.  
 
Dass der Bundesrat nur wenige Monate nach der Verabschiedung der Botschaft ohne 
Begründung und ohne jegliche Analyse der Auswirkungen vorschlägt, auf sämtliche 
Fördermittel für die Weiterbildung zu verzichten, ist absurd und verantwortungslos. Der 
Bundesrat demontiert damit seine eigene Weiterbildungspolitik der letzten Jahre, 
missachtet die Ergebnisse der Bildungsforschung, die den hohen wirtschaftlichen und 
sozialen Nutzen der allgemeinen und beruflichen Weiterbildung belegen, und gefährdet 
wissentlich eine wichtige Ressourcenbasis der Schweizer Volkswirtschaft. 
 
Die Massnahmen führen in keiner Art und Weise dazu, dass gespart werden kann. Im 
Gegenteil: Der vorgeschlagene Abbau der Investitionen in die Weiterbildung führt 
unmittelbar zu sehr hohen volkswirtschaftlichen und sozialen Kosten. Alleine der 
Verzicht auf die Fördermassnahmen im Bereich Grundkompetenzen hat durch den 
Abbau von dringend notwendigen Förderangeboten massive volkswirtschaftliche und 
soziale Kosten zur Folge.  
 
 
Wir beantragen, dass der Bundesrat auf sämtliche Sparvorschläge, welche die 
Weiterbildung betreffen, namentlich die Massnahmen 2.7, 2.8, 1.5.7, 2.27 und 2.36 
verzichtet. 
 

2. Positionen zu den vorgeschlagenen Sparmassnahmen 

2.1. Aufhebung der Förderbestimmungen im Weiterbildungsgesetz 
(Massnahme 2.7) 

2.1.1. Streichung der Mittel für die Leistungen der Organisationen der Weiterbildung 
Wir lehnen die Streichung der Mittel für die Leistungen der Organisationen der 
Weiterbildung (OWB) entschieden ab. Die Streichung der Bundesmittel führt dazu, 
dass unabdingbare, systemrelevante Leistungen für das Weiterbildungssystem 
komplett wegfallen. Das Weiterbildungssystem in der Schweiz wird dadurch massiv 
geschwächt.  
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Die beschleunigte wirtschaftliche, gesellschaftliche, technologische und ökologische 
Entwicklung verändern und erhöhen den Weiterbildungsbedarf und die Anforderungen 
an das Weiterbildungssystem in raschem Tempo.  
Gleichzeitig ist der Weiterbildungsbereich mit mehreren grossen Herausforderungen 
konfrontiert: 

- Der Zugang zur Weiterbildung ist für viele Bevölkerungsgruppen nicht 
sichergestellt. Der Unterschied in der Weiterbildungsbeteiligung zwischen Gut- 
und Geringqualifizierten ist gemäss dem Bildungsbericht 2023 in keinem Land 
Europas so gross wie in der Schweiz. 

- Die Teilnahme an Weiterbildung ist immer noch nicht auf das Niveau von vor der 
Corona-Krise zurückgekehrt. Die Lücke zwischen Bedarf und effektiver 
Weiterbildungsteilnahme öffnet sich immer weiter. 

- Das Weiterbildungssystem muss sich in sehr hohem Tempo an die neuen 
Entwicklungen anpassen. Der Informations- und Entwicklungsbedarf sowie die 
Anforderungen an die Qualitätsentwicklung und -sicherung steigen 
kontinuierlich an. 

 
Die Organisationen der Weiterbildung (OWB) erbringen vor diesem Hintergrund im 
Rahmen von präzis formulierten Vereinbarungen mit dem Bund unabdingbare, 
systemrelevante Leistungen. Die OWB  

- verbessern den Zugang zur Weiterbildung und damit die Chancengerechtigkeit 
und tragen direkt dazu bei, dass die Weiterbildungsteilnahme steigt. Die OWB 
erreichen insbesondere Geringqualifizierte, Personen mit tiefen 
Grundkompetenzen, Menschen mit Behinderungen, Eltern und Betreuende sowie 
ältere Personen.  

- unterstützen die Kantone und den Bund dabei, ihre gesetzlichen Förderaufträge 
in der Weiterbildung umzusetzen. Dies insbesondere im Bereich der Förderung 
der Grundkompetenzen sowie der Integrationsförderung. 

- verbessern die Qualität der Weiterbildung und tragen mit Vernetzung und 
Koordination zu einer kontinuierlichen Entwicklung des Weiterbildungsbereichs 
bei. 

 
In der BFI-Botschaft 2021 -2024 verweist der Bundesrat darauf, dass die OWB 
Leistungen erbringen, die sonst der Bund übernehmen müsste. Angesichts der 
Notwendigkeit und Wichtigkeit der Leistungen der OWB ist der Vorschlag, die 
Leistungen ersatzlos zu streichen, in keiner Weise nachvollziehbar.  
 
 
Wir beantragen, dass der Bundesrat auf die Streichung der Mittel für die Leistungen 
der Organisationen verzichtet. 
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2.1.2. Streichung der Mittel zur Förderung der Grundkompetenzen Erwachsener  
Wir lehnen die Streichung der Mittel zur Förderung der Grundkompetenzen 
Erwachsener ab. Diese Sparmassnahme führt zu einem direkten Abbau von dringend 
notwendigen Weiterbildungsangeboten in den Bereichen Lesen und Schreiben, 
Alltagsmathematik sowie IKT. Dies ist gegenüber den Erwachsenen mit Förderbedarf 
verantwortungslos. Die Massnahme führt zudem direkt zu massiven sozialen und 
wirtschaftlichen Kosten. 
 
Die erst im Dezember vom Bundesamt für Statistik veröffentlichen Resultate der 
PIAAC-Studie zeigen, dass der Förderbedarf im Bereich Grundkompetenzen enorm 
gross ist. In der Schweiz haben rund 1,67 Millionen Personen Mühe mit Lesen und 
Schreiben, Mathematik oder im adaptiven Problemlösen. 22 Prozent (1,25 Millionen) der 
Erwachsenen in der Schweiz haben im Lesen geringe Kompetenzen. Das heisst zum 
Beispiel, dass sie nur kurze, sehr einfache Texte verstehen können oder Informationen 
nur finden, wenn diese klar angegeben sind. In der Alltagsmathematik sind es knapp 19 
Prozent (1,06 Millionen Personen) und im adaptiven Problemlösen 24 Prozent (1,38 
Millionen Personen), die Förderbedarf haben.  
 
Die Bedeutung der Grundkompetenzen steigt auf Grund der sich beschleunigenden 
Megatrends, insbesondere der Digitalisierung kontinuierlich an. Mangelnde 
Grundkompetenzen führen zu hohen sozialen und volkswirtschaftlichen Kosten. Alleine 
fehlende Lesekompetenzen verursachen gemäss einer Studie von Büro Bass 
wirtschaftliche Kosten von jährlich über 1.3 Mia CHF.  
 
Die Förderung der Grundkompetenzen auf Grundlage des Weiterbildungsgesetzes und 
die darauf basierende Aufgaben- und Lastenteilung zwischen Bund und Kantonen ist 
das Resultat eines langen demokratischen Prozesses. Mit dem Weiterbildungsgesetz 
wurde eine zentrale Lücke im Schweizer Bildungssystem geschlossen.  
 
Seit der Einführung des Gesetzes wurde in den letzten acht Jahren in den Kantonen in 
enger Kooperation mit dem Weiterbildungsfeld dringend notwendige Förderstrukturen 
im Bereich der Grundkompetenzen aufgebaut. Das heute bestehende 
Weiterbildungsangebot im Bereich Grundkompetenzen entspricht einem hohen Bedarf. 
 
Ein Abbau der Bundesgelder zerstört diese Strukturen. Die Kantone können und werden 
nach einem Rückzug des Bundes die Förderung nicht aufrechterhalten. Die 
unmittelbare Konsequenz ist, dass dringend notwendige Angebote nicht mehr 
durchgeführt werden. Erwachsene mit ungenügenden Grundkompetenzen haben keine 
Möglichkeiten mehr, ihre Grundkompetenzen zu verbessern. Wie die PIAAC-Studie 
zeigt, betrifft dies insbesondere auch mehrere hunderttausend muttersprachige, 
erwerbstätige Erwachsene.  
 
 
Wir beantragen, dass der Bundesrat auf die Streichung der Mittel für die Förderung 
der Grundkompetenzen verzichtet. 
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2.2. Kürzung der Beiträge an Projekte der berufsorientierten Weiterbildung 
auf 50 Prozent (Massnahme 2.8) 

Wir lehnen die Kürzung der Beiträge an Projekte der berufsorientierten Weiterbildung 
auf 50 Prozent ab. 
 
Die Projektförderung auf Grundlage des BBG erfüllt eine wichtige Funktion zur 
Förderung der Entwicklung und Innovation in der berufsorientierten Weiterbildung. Mit 
den Projekten wird gezielt nach Lösungen für Problemstellungen gesucht, in denen das 
Weiterbildungsfeld nicht weiterkommt. Dies betrifft insbesondere die Förderung der 
Chancengerechtigkeit sowie die Qualitätssicherung. 
 
Aktuell deckt der Bund 60 Prozent und im Ausnahmefall 80 Prozent der Kosten. In der 
Praxis zeigt sich, dass die Anforderung zur Eigenfinanzierung von 40 Prozent der Kosten 
sehr anspruchsvoll ist. Drittmittel von Stiftungen und Unternehmen sind schwer und 
nur mit sehr hohem Aufwand zu beschaffen. Dies führt dazu, dass bereits heute 
wichtige und notwendige Projekte an der Finanzierung der Eigenmittel scheitern und 
deshalb nicht durchgeführt werden können. Die Budgets des SBFI für Projekte wurden 
deshalb in den vergangenen Jahren mehrfach nicht ausgeschöpft. 
 
Eine Erhöhung der Anforderung an die Eigenmittel auf 50 Prozent führt dazu, dass 
nochmals deutlich weniger Projekte umgesetzt werden können. Die Ziele der 
Projektförderung auf Grundlage des BBG können damit nicht mehr erreicht werden. 
 
 

Wir beantragen, dass der Bundesrat auf die Kürzung der Beiträge an Projekte der 
berufsorientierten Weiterbildung auf 50 Prozent verzichtet. 

2.3. Verzicht auf Förderung im Bereich Bildung und Umwelt  
(Massnahme 2.27) 

Wir lehnen den Verzicht auf die Förderung im Bereich Bildung und Umwelt ab.  
Die Streichung der Bundesgelder führt zu einem direkten Abbau von dringend 
notwendigen Weiterbildungsangeboten und Projekten im Bereich Klima und Umwelt. 
 
Basierend auf Förderartikeln in verschiedenen Umweltgesetzen unterstützt der Bund 
Projekte und Leistungen zugunsten der Umweltbildung. Diese verfolgen das Ziel, 
insbesondere über gezielte Weiterbildung Kompetenzen von Erwachsenen für den 
Schutz und die nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen aufzubauen. 
 
Die Förderung trägt damit massgeblich dazu bei, dass die Bevölkerung die 
Zusammenhänge zwischen menschlichem Handeln und ökologischen Auswirkungen 
versteht und nachhaltiges Verhalten in den Bereichen Konsum, Produktion, Klima, 
Energie und Biodiversität gefördert wird. Die Förderung leistet damit einen 
unverzichtbaren Beitrag zur Umsetzung der Strategie Biodiversität Schweiz und des 
Aktionsplans Klimawandel des Bundes und stellt eine unverzichtbare Investition in die 
Zukunft unserer Gesellschaft dar. 
 
 

Wir beantragen, dass der Bundesrat auf die Streichung der Mittel für die Förderung 
im Bereich Bildung und Umwelt verzichtet. 

https://alice.ch/de/


SVEB Schweizerischer Verband für Weiterbildung 
 

 

alice.ch 6 / 7 

2.4. Kürzung der Gelder für internationale Mobilität und 
Kooperationsprojekte im Bereich der Weiterbildung (Massnahme 1.5.7) 

Wir lehnen die Kürzung der Gelder für internationale Mobilität und 
Kooperationsprojekte im Bereich der Weiterbildung ab.  
 
Internationale Mobilitäts- und Kooperationsprojekte in der Weiterbildung ermöglichen 
effizienten Wissenstransfer. Sie fördern dadurch die Innovationskraft und 
Professionalisierung des Schweizer Weiterbildungssystems.  
 
Die Reduktion der Gelder führt dazu, dass das Potential der internationalen 
Zusammenarbeit und damit des Wissenstransfers nicht genutzt werden kann. Dies 
erhöht unmittelbar die Entwicklungskosten im Inland und schwächt dadurch direkt die 
Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer Weiterbildungssystems. 
 
 

Wir beantragen, dass der Bundesrat auf die Kürzung der Gelder für internationale 
Mobilitäts- und Kooperationsprojekte im Bereich der Weiterbildung verzichtet. 

2.5. Änderung des Subventionsgesetzes (Massnahme 2.36) 

Wir lehnen die Anpassung des Subventionsgesetzes ab, wonach Finanzhilfen des 
Bundes 50 Prozent der Kosten der unterstützten Aufgabe nicht übersteigen sollen.  
Diese starre Neuregelung missachtet den Grundsatz, dass sich die Höhe der 
Subventionen am Interesse des Bundes sowie den wirtschaftlichen Möglichkeiten zur 
Erbringung von Eigenleistungen durch die Subventionsempfänger orientiert. 
 
Es ist davon auszugehen, dass auf Grundlage der neuen Regelung künftig gerade für 
die Leistungen der Organisationen der Weiterbildung (OWB) auf Grundlage des WeBiG 
sowie für die Durchführung von eidgenössischen Prüfungen in der der Höheren 
Berufsbildung höhere Eigenleistungen gefordert werden.  
 
Durch die Erhöhung der Anforderungen an die Eigenleistungen wird ein grosser Teil der 
systemrelevanten Leistungen der Organisationen der Weiterbildung nicht mehr 
finanzierbar. Die Leistungen müssen entsprechend abgebaut werden, was direkt zu 
einer Schwächung des Weiterbildungssystems führt. Die neue Regelung ist zudem eine 
existentielle Bedrohung für die betroffenen Organisationen.  
 
In der HBB führt die Anpassung zu einem deutlich erhöhten Defizitrisiko für die 
Trägerschaften der eidgenössischen Prüfungen. Die Trägerschaften müssen darauf mit 
einer Erhöhung der Prüfungsgebühren reagieren. Dies schwächt die Attraktivität der 
HBB unmittelbar. Insbesondere vor dem Hintergrund des vom Bundesrat vorgesehenen 
Massnahmenpakets zur Stärkung der HBB ist dies nicht nachvollziehbar. 
 
 

Wir beantragen, dass der Bundesrat auf die Anpassung des Subventionsgesetzes 
verzichtet. 
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Bei Fragen steht Ihnen 
Bernhard Grämiger gerne zur Verfügung: bernhard.graemiger@alice.ch, 044 319 71 61. 
 
 
 
 
Freundliche Grüsse 
 

 

 
 

Matthias Aebischer 
Präsident SVEB 

Bernhard Grämiger 
Direktor SVEB 
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